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Einleitung

Ziel und Relevanz dieser Arbeit

Die Entwicklung des Internets hat in den letzten drei Jahrzehnten zu mas‐
siven gesellschaftlichen Veränderungen geführt. Die Art, wie wir uns mit
Freunden austauschen, wie wir die Grenzen unserer Freundeskreise zie‐
hen, wie wir kulturelle Güter schaffen, was als kulturelles Gut angesehen
wird, wie wir uns politisch beteiligen, wie der Raum des Politischen ver‐
messen wird – dies und vieles Weitere hat sich in den vergangenen Jahren
teils grundlegend verändert.

In diesen Veränderungen wird vielfach ein Wandel zu einer neuen Stufe
der gesellschaftlichen Entwicklung erkannt. Es wird vom Schritt in die
„Informationsgesellschaft“ (Castells 2009) oder der „digitalen Revoluti‐
on“ (Tapscott 1997) gesprochen. Anders als dies aber mitunter suggeriert
wird, ist die beschriebene Transformation weder unaufhaltsam noch in
ihrem Ziel determiniert. Vielmehr lässt sie sich steuern und sie wird be‐
reits gesteuert. Dies geschieht einerseits in Form individueller Entschei‐
dungen, insbesondere geschieht dies aber durch gesellschaftliche, verbind‐
liche Entscheidungen – durch Politik.

Auf allen Ebenen politischer Systeme, von der lokalen bis zur interna‐
tionalen Ebene, haben sich in den vergangenen Dekaden Akteure zur Fin‐
dung entsprechender Entscheidungen zusammengefunden und Prozesse
der Entscheidungsfindung institutionalisiert (Scheffel 2016). Auf der in‐
ternationalen Ebene wurden die Grundzüge eines meist mit dem Begriff
„Internet Governance“ beschriebenen internationalen Regimes entwickelt
(Mueller et al. 2007). Nur durch supranationale Instanzen – so war insbe‐
sondere zu Beginn der Netzpolitik die Annahme – könne die Entwicklung
des globalen Netzes sinnvoll gestaltet werden. Ähnlich wie in anderen Po‐
litikbereichen auch zeigte sich jedoch, dass sich die Schaffung supranatio‐
naler Instanzen schwieriger gestaltet als vielerseits erhofft. Nach der Ver‐
anstaltung mehrerer „Weltgipfel zur Informationsgesellschaft“ und der
Einrichtung eines „Internet Governance Forums“ unter der Beteiligung
von Regierungen, NGOs und Unternehmen blieb die Zahl der auf interna‐
tionaler Ebene getroffenen verbindlichen Entscheidungen überschaubar
(Hofmann 2016).

1.

1.1
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Anders stellt sich die Situation dagegen auf der nationalen Ebene dar.
Hier wurde eine Vielzahl von Sachverhalten, vom Ausbau der Breitband‐
netze über die Kommunikation in sozialen Netzwerken, von den Bedin‐
gungen digitalen Handels bis hin zur Sicherheit von IT-Systemen verbind‐
lichen Entscheidungen zugeführt. An der Benennung „netzpolitischer
Sprecher“ durch die Bundestagsfraktionen, der Schaffung von Abteilun‐
gen für „IT-Politik“ in Ministerien und dem Auftreten zivilgesellschaftli‐
cher Akteure als Vertreter einer „digitalen Gesellschaft“ wird deutlich,
dass hier der Prozess zur Entstehung eines eigenständigen Politikfeldes
begonnen, wenn nicht gar abgeschossen wurde. Dieser Prozess, die Ent‐
wicklung des teils als „Internetpolitik“ (Scholz 2004), „Netzpolitik“ (Fritz
2013) oder „Digitalpolitik“ (Samuel 2017) bezeichneten Feldes, ist Ge‐
genstand dieser Arbeit. Dabei sind es zwei eigenständige Forschungsziele,
die mit dieser Arbeit verfolgt werden.

Das erste Ziel ist die Beschreibung der Geschichte des Feldes der Netz‐
politik. Welche spezifische Form dieses Feld annimmt, ist wesentlich für
die Art und den Inhalt der Entscheidungen, die innerhalb des Subsystems
getroffen werden. Diese Form ergibt sich einerseits aus den Akteure und
Institutionen, die Entscheidungen realisieren. Ob etwa das Innenministeri‐
um, das Wirtschaftsministerium oder sogar ein eigenes Ministerium sich
dem Bereich der Netzpolitik widmet, bestimmt wesentlich die Ausrich‐
tung des politischen Entscheidens. So war, wie im empirischen Teil dieser
Arbeit aufgezeigt wird, die initiale Institutionalisierung der Netzpolitik im
Bereich des Bundesministeriums für Wirtschaft mitverantwortlich für eine
an wirtschaftlichen Zielen orientierte zurückhaltende anfängliche Regulie‐
rung des Internets.

Von zentraler Bedeutung sind darüber hinaus aber auch die Überzeu‐
gungen, die der Legitimation von Akteuren und Institutionen dienen. Ob
die Überzeugung etabliert ist, dass eine bestimmte Form der Internetnut‐
zung problematisch und eine der staatlichen Intervention in die Internet‐
nutzung legitim ist, beeinflusst wesentlich, ob ein entsprechendes netzpo‐
litisches Handeln erfolgt oder nicht. So wird im empirischen Teil dieser
Arbeit beispielsweise deutlich, dass die Problematisierung der Internet‐
kommunikation für Zwecke des Terrorismus und des organisierten Verbre‐
chens insbesondere in der späten Entwicklungsphase der Netzpolitik we‐
sentliche Grundlage politischen Handelns wurde.

Betroffen sind durch netzpolitisches Handeln eine große und zuneh‐
mende Zahl von Aspekten des alltäglichen Lebens. Dies schließt nicht nur
jene Aspekte ein, in denen die Nutzung von Kommunikationstechnologie

1. Einleitung
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eine zentrale Rolle spielt – beispielsweise die private (Tele-)Kommunika‐
tion. Betroffen sind vielmehr auch solche Aspekte, in denen Kommunika‐
tionstechnologien scheinbar sekundär sind – etwa die Bereiche Wohnen,
Verkehr, Gesundheit und Erziehung (BMWi 2014a). In diesen und vielen
weiteren gesellschaftlichen Teilbereichen hat die Entwicklung und Ver‐
breitung des Internets zu massiven strukturellen Veränderungen geführt.
Folglich hat auch die spezifische Gestaltung des Netzes durch politisches
Handeln Auswirkungen in einer Vielzahl von Lebensbereichen.

Auch wenn der also gegebenen Relevanz netzpolitischen Handelns ent‐
sprechend die politikwissenschaftliche Auseinandersetzung mit diesem
Handeln in den letzten Jahren deutlich intensiviert wurde, ist die Zahl der
vorliegenden Arbeiten noch immer vergleichsweise gering. So liegt bis‐
lang keine Monographie vor, die das Feld der Netzpolitik in Deutschland
als Ganzes beschreibt. Es ist daher ein Ziel dieser Arbeit, erstmals die Ent‐
wicklung der Netzpolitik als Ganzes im Detail darzulegen.

Das zweite Ziel, das mit dieser Arbeit verfolgt wird, ist die Entwick‐
lung eines theoretischen Konzeptes der Politikfeldgenese. Im Zuge der
Entstehung eines Politikfeldes werden weite Teilbereiche politischen Han‐
delns dauerhaft als solche etabliert. Dabei werden Grundlagen für die
Existenz einer Vielzahl von politischen Akteuren und Institutionen für lan‐
ge Zeit geschaffen. Im Falle der Netzpolitik beispielsweise sind es staatli‐
che Behörden wie die Bundesnetzagentur, parlamentarische Gremien wie
der Ausschuss für digitale Agenda und privaten Organisationen wie der
Unternehmensverband Bitkom, deren Entwicklung eng mit der Genese des
Feldes verknüpft ist. Dabei sind diese Akteure nicht nur individuell und
spezifisch betroffen, vielmehr ist die Feldgenese als ein Prozess zu be‐
trachten, in dessen Verlauf ein gemeinsamer Referenzrahmen, im Folgen‐
den auch „Settlement“ genannt, entsteht. Teil des Settlements kann, wie
im Falle der Netzpolitik, beispielsweise die Überzeugung sein, dass der
Schutz Jugendlicher vor problematischen Inhalten des Internets ein legiti‐
mes netzpolitisches Ziel ist und dass Akteure mit entsprechenden Zielen
legitimiert sind, sich in politische Prozesse einzubringen. Auch wenn im
Zuge der Politikfeldgenese Möglichkeiten politischen Handelns auf lange
Zeit definiert werden, zeichnet sich der Prozess in alltäglichen politischen
Auseinandersetzungen ab und wird in einzelnen Policy-Diskursen, wie et‐
wa dem Diskurs zur Verabschiedung des Jugendmedienschutz-Staatsver‐
trages vorangetrieben. Der Prozess der Genese lässt sich also beinahe stän‐
dig und unmittelbar beobachten. Und er hat Konsequenzen über das politi‐

1.1 Ziel und Relevanz dieser Arbeit
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sche System hinaus, weil er eine Vielzahl bindender gesellschaftlicher
Entscheidungen befördert und prägt.

Derzeit sind es verbindliche Entscheidungen zur Entwicklung und Nut‐
zung des Internets, die zu einem eigenständigen politischen Feld werden
(Hösl/Reiberg 2016). Zuvor waren es, beispielsweise seit etwa den 1970er
Jahren, Entscheidungen zum Schutz der Umwelt, die sich als Politikfeld
entwickelt haben (Böcher/Töller 2012b). Und auch in Zukunft wird sich
der Prozess, in dem die inhaltliche Differenzierung und Ausrichtung des
politischen Systems langfristig geprägt wird, ereignen.

Um diese Entstehungsprozesse zu verstehen ist noch immer wissen‐
schaftliche Grundlagenarbeit nötig, denn bislang war die Politikfeldgenese
kaum Gegenstand politikwissenschaftlicher Forschung (Loer et al 2015).
In den letzten Jahren hat zwar ein Diskurs zum Thema der Politikfeldge‐
nese eingesetzt, ein umfassendes theoretisches Konzept des Politikfeldes
und seiner Genese wurde jedoch noch nicht vorgelegt. Es ist das zweite
Ziel dieser Arbeit, ein solches, möglichst umfassendes theoretisches Kon‐
zept zu entwickeln.

Die somit erläuterten zwei Forschungsziele dieser Arbeit ließen sich
auch unabhängig voneinander verfolgen. So kann Theoriearbeit zum Kon‐
zept der Feldgenese unabhängig vom Beispiel des Feldes der Netzpolitik
erfolgen. Gleichermaßen ist eine Auseinandersetzung mit der Entwicklung
des Politikfeldes der Netzpolitik auch möglich ohne ein neues umfassen‐
des theoretischen Rahmenwerk zu erarbeiten. Einerseits wurden für die
Arbeit beide Forschungsziele teilweise tatsächlich unabhängig voneinan‐
der verfolgt. Die Entwicklung des theoretischen Konzeptes diente nicht al‐
lein der Vorbereitung der empirischen Betrachtung. Umgekehrt diente die
empirische Betrachtung nicht allein der Illustration oder gar dem Prüfen
des theoretischen Ansatzes. Andererseits war aber die Verfolgung beider
Forschungsziele insofern komplementär, als das theoretische Konzept der
Systematisierung der empirischen Auseinandersetzung diente und die em‐
pirische Auseinandersetzung das theoretische Modell zu konkretisieren
und veranschaulichen mag. Die also komplementäre Auseinandersetzung
mit der Theorie der Politikfeldgenese und der Empirie der Entstehung der
Netzpolitik erfolgt in diesem Buch in sieben Kapiteln.

Das erste Kapitel ist dem theoretischen Konzept der Politikfeldgenese
gewidmet. Hier erfolgt hinsichtlich verschiedener Aspekte eine theoreti‐
sche Auseinandersetzung mit dem Phänomen des Politikfeldes und seiner
Entstehung. Zunächst wird dabei auf die Elemente des Feldes – nämlich
Institutionen und Akteure – eingegangen. Als gemeinsame Grundlage der

1. Einleitung
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Elemente wird ein Set gemeinsamer Überzeugungen, das Settlement, er‐
achtet. Auf den besagten Annahmen fußend wird der Prozess der Genese
eines Politikfeldes als eine diskursive Institutionalisierung beschrieben, in
deren Zuge sich neue Akteure und Institutionen formieren und ein Settle‐
ment etabliert wird. Die Bandbreite an Formen, die ein Feld nach seiner
Genese angenommen haben kann, wird mit den Begriffen „zentral“ bzw.
„dezentral“ beschrieben. Die Funktion des Feldes wird als erfüllt betrach‐
tet, wenn dieses der Herstellung von verbindlichen gesellschaftlichen Ent‐
scheidungen dient.

Nachdem diese theoretischen Annahmen im ersten Kapitel elaboriert
werden, erfolgt im zweiten dann insofern eine Hinwendung vom ersten
zum zweiten Forschungsziel, als der theoretische Rahmen mit Blick auf
die Entwicklung der Netzpolitik spezifiziert wird. Hier werden zunächst
die grundlegenden theoretischen Begriffe, wie beispielsweise das Settle‐
ment, detaillierter entwickelt. Anschließend werden die Quellen für die
Betrachtung der Entstehung der Netzpolitik benannt – in diesem Falle
zwei Textkorpora bestehend aus Plenarprotokollen und Zeitungsartikeln.
Schließlich werden die genutzten Verfahren – hier eine Kombination von
Close Reading und Distant Reading – erläutert.

Die Schilderung der Genese der Netzpolitik erfolgt dann im Wesentli‐
chen in den Kapiteln drei bis sechs. In diesen drei Kapiteln werden drei
Phasen der Entwicklung der Netzpolitik beschrieben. Es wird dabei je‐
weils erläutert, welche politischen Diskurse sich in der jeweiligen Phase
ereigneten, welche grundlegenden Überzeugungen unter den Akteuren des
Feldes etabliert wurden, wie die Etablierung der Überzeugungen erfolgte
und wie auf Grundlage dieser Überzeugungen welche Akteure und Institu‐
tionen aktiv wurden.

Dem Hauptteil der Arbeit, dessen Inhalte somit kurz dargelegt sind, ist
die Einleitung vorangestellt und das Fazit angefügt. Neben der Einführung
in das Thema, zu der diese Zeilen gehören, beinhaltet die Einleitung eine
Übersicht über den Forschungsstand sowohl zur Entstehung der Netzpoli‐
tik als auch zur Theorie der Politikfeldgenese.

Im Fazit wird rückblickend auf die Entstehung der Netzpolitik und das
theoretische Konzept der Politikfeldgenese eingegangen, wobei einige
weitere Forschungsdesiderate kurz benannt sind.

Entsprechend der dargelegten Gliederung folgt im nächsten Abschnitt
eine Einführung zum aktuellen Stand der Forschung.

1.1 Ziel und Relevanz dieser Arbeit
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Stand der Forschung

Die vorliegende Arbeit ist nicht die erste Arbeit, die Prozesse der deut‐
schen Netzpolitik zum Gegenstand hat und nicht die erste Auseinander‐
setzung mit dem Phänomen der Politikfeldgenese. Bislang wurden diese
Themen jedoch nur in geringem Umfang behandelt. Auf die wenigen Ar‐
beiten, die bislang vorliegen, wird im folgenden Abschnitt eingegangen.
Dabei soll keinesfalls der hohe Wert dieser Beiträge bestritten werden, es
wird jedoch aufgezeigt, dass die bestehenden Beiträge durch die vorlie‐
gende Arbeit zu ergänzen sind.

Netzpolitik

Die Entwicklung des Forschungsfeldes zur Netzpolitik zeigt sich – ähnlich
wie die Entstehung des Politikfeldes auch – an verschiedenen Institutiona‐
lisierungsprozessen. So wurden beispielsweise neue Forschungsverbände
und neue Untergliederungen der etablierten Forschungsverbände gebildet.
Hier zu nennen ist beispielsweise die Association of Internet Researchers
oder die Sektion „electronic Democracy“ der internationalen Vereinigung
für Politikwissenschaft (IPSA). In Deutschland ist die Gründung der Sek‐
tion „Internet und Politik – electronic governance“ der Deutschen Vereini‐
gung für Politikwissenschaft (DVPW) zu nennen. Wesentlich befördert
wurde die Forschung durch die Gründung spezialisierter Forschungsinsti‐
tute, von denen das Oxford Internet Institute wohl an erster Stelle zu nen‐
nen ist. In Deutschland hat die Ausschreibung zum Deutschen Internet In‐
stituts, dass schließlich in Berlin eingerichtet wurde, zu mehreren Instituts‐
gründungen (beispielsweise des Center for Advanced Internet Studies in
Nordrhein-Westfalen und des Munich Center for Internet Research in
Bayern) geführt. Angesichts dieser Entwicklung ist in Zukunft mit ver‐
stärkten Bemühungen in der sozialwissenschaftlichen Internetforschung
zu rechnen.

Ein Schwerpunkt dieser Forschung wird dabei wahrscheinlich, wie
auch bislang, auf den mit dem Internet gegebenen neuen Möglichkeiten
zur politischen Partizipation liegen. Auf diese beziehen sich insbesondere
die vielen unter dem Begriff „eDemocracy“ zusammen gefassten Arbei‐
ten. Einen Überblick über verschiedene Aspekte des Themenbereichs bie‐
tet beispielsweise (Kersting 2012). Ein an Bedeutung zunehmender
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Schwerpunkt sind zudem die Fragen zur Regulierung des Internets, zu de‐
nen mit dieser Arbeit ein Beitrag geleistet wird.

Bislang war in diesem Bereich der Forschung ein Fokus auf die interna‐
tionale Ebene dominierend. Neben den Relevanzkriterien einer internatio‐
nalen Leserschaft dürfte ein weiterer Grund hierfür in der anfänglich ver‐
breiteten Einschätzung liegen, dass das Internet in erster Linie auf der in‐
ternationalen Ebene zu regulieren sei. Diese Annahme hat sich jedoch, wie
schon erläutert wurde, als nicht zutreffend erwiesen. Nationalstaaten nut‐
zen seit Langem die durchaus gegebenen Möglichkeiten innerhalb ihres
Territoriums, Einfluss auf das Internet auszuüben. Wie im empirischen
Teil dieser Arbeit aufgezeigt wird, lässt sich in Deutschland seit Mitte der
1990er Jahren von einer intensiven Regulierung, die das Internet zum Ge‐
genstand hat, sprechen. Auch wenn sich das Politikfeld der Netzpolitik
seit den 1990er Jahren zunehmend etabliert und auch in der Öffentlichkeit
als ein eigenständiges Politikfeld wahrgenommen wird, ist es bisher in der
Politikwissenschaft relativ wenig beachtet worden.

Bislang liegen lediglich drei Monographien vor, in denen umfassend
auf Prozesse der deutschen Netzpolitik eingegangen wird. Die älteste die‐
ser Arbeiten ist die Arbeit von Scholz (2004). In seiner kommunikations‐
wissenschaftlichen Dissertation geht Scholz detailliert auf die ersten Jahre
der Netzpolitik ein und leistet insofern Pionierarbeit. Dabei bleiben jedoch
Prozesse wie jener zum Telekommunikationsgesetz unbeachtet. Aus theo‐
retischer Perspektive ist das Fehlen einer (politikwissenschaftlichen) theo‐
retischen Grundlage zu konstatieren.

Eine neuere Arbeit, die netzpolitische Prozesse behandelt, ist jene von
Fritz (2013). In seiner politikwissenschaftlichen Dissertation stützt sich
Fritz auf das Advocacy Coalition Framework (ACF) von Sabatier (Saba‐
tier/Weible 2007). Die Policy-Prozesse, die er behandelt, sind jene Prozes‐
se zur Vorratsdatenspeicherung, zur Urheberrechtsreform, zur Zugangser‐
schwerung und zur Einführung von Google Streetview. Es wird hier also
der Verlauf mehrerer Policy-Prozesse analysiert und detailliert beschrie‐
ben. Die Entwicklung des Politikfeldes als Ganzes wird aber nicht unter‐
sucht.

Die dritte hier zu nennende Monographie von Scheffel (2016) stützt
sich ebenfalls auf das ACF. Geschildert werden in dieser Arbeit die Pro‐
zesse zur Vorratsdatenspeicherung, zur Zugangserschwerung und zur
Netzneutralität. Auch hier ist also eher ein aufschlussreicher aber enger
Fokus auf einzelne Policy-Prozesse gewählt.
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Des Weiteren ist an dieser Stelle noch das Arbeitspapier von Greef
(2017) zu nennen. Darin wird auf gut vierzig Seiten die Entwicklung der
Netzpolitik geschildert. Dem Umfang des Papiers entsprechend müssen
dabei zwangsläufig einige wesentliche Entwicklungsschritte (insbesondere
die ersten in den 1990er Jahre stattfindenden Institutionalisierungsschritte)
unbeachtet bleiben.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass wichtige erste Arbeiten zum
entstehenden Feld der Netzpolitik geleistet wurden, dass eine ausführliche
Übersicht über die Entwicklung des Feldes aber noch nicht vorliegt. Eine
solche Übersicht zu geben, ist daher eines der beiden Ziele, die mit dieser
Arbeit verfolgt werden.

Politikfeldgenese

Als zweites Ziel wird die Entwicklung eines theoretischen Konzeptes des
Politikfeldes und seiner Genese angestrebt. Zur Beschreibung des Phäno‐
mens Politikfeld wurden spätestens seit den 1960er Jahren verschiedene
theoretische Konzepte vorgeschlagen. Ein Überblick über diesen weit rei‐
chenden Zweig der Forschung kann hier nicht gegeben werden, es ist aber
nötig, zumindest kurz die bekanntesten theoretischen Konzepte zu nennen.
Zu den ersten gehört unter Anderem das sogenannte „iron triangle“ (Free‐
man 1965), mit dem bereits Akteure in Legislative, Exekutive und dem
privaten Sektor als zentrale Elemente des Politikfeldes beschrieben wur‐
den. Ebenfalls zu den frühen Konzepten zu zählen ist das sogenannte
„subgovernment“ (Cater 1964), das jedoch im wissenschaftlichen Diskurs
weitgehend verdrängt wurde vom Konzept des „subsystem“ (Redford
1969), das insbesondere in der Version von Sabatier (1987) eine weite An‐
wendung fand. Kritisiert wurden die Ansätze unter Anderem von Heclo
(1978). Heclo argumentierte, dass die Annahme von klar abgrenzbaren
Feldern unhaltbar sei und plädierte dafür, von sogenannten „policy net‐
work“ auszugehen.

Wie Milward and Francisco (1983) jedoch erläutern schließen sich die
beiden Konzepte bzw. ihre realen Entsprechungen nicht aus. Vielmehr ist
anzunehmen, dass es sich beispielsweise beim policy network um ein Poli‐
tikfeld zu einem bestimmten Zeitpunkt handelt, meist zu Beginn oder zum
Ende des Entwicklungszyklus eines Politikfeldes. Darauf aufbauend wird
hier davon ausgegangen, dass mit den oben genannten theoretischen Kon‐
zepten unterschiedliche Ausprägungen, die ein Feld annehmen kann, bzw.
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unterschiedliche Aspekte des Phänomens Politikfeld beschrieben werden.
Während das policy network die Instabilität von Politikfeldern hervorhebt,
betonen insbesondere das iron triangle und das subgovernment die Stabili‐
tät, die ein Politikfeld aufweisen kann.

Darüber hinaus fokussieren die Konzepte unterschiedliche Aspekte des
Phänomens Politikfeld. So fokussieren die älteren Konzepte subgovern‐
ment und iron triangle insbesondere institutionelle Aspekte, während bei‐
spielsweise das Konzept subsystem in seiner Variante von Sabatier mit den
„beliefsystems“ (Sabatier 1987) der Akteure auch ideelle Aspekte hervor‐
hebt und das policy network schließlich die Interaktion von Akteuren des
Feldes fokussiert.

Das deutsche „Politikfeld“ wiederum wird teils als Übersetzung für die
besagten Konzepte genutzt, teils jedoch wird auf diese Übersetzung ver‐
zichtet. Insgesamt hat das Konzept Politikfeld im deutschen wissenschaft‐
lichen Diskurs eine überraschend geringe Aufmerksamkeit durch intensive
Theoriearbeit erfahren. Auch daher wird in dieser Arbeit die Entwicklung
eines Konzeptes des Politikfeldes angestrebt. Dieses stellt, wie im Folgen‐
den deutlich werden wird, zwar keine Synthese der oben genannten Ansät‐
ze dar, lässt sich aber als eine Perspektive betrachten, die eine Zwischen‐
stellung zwischen diesen einnimmt.

Die im Wesentlichen auf dem Konzept des sozialen Feldes beruhende
Konzeptualisierung verbindet den Fokus auf institutionelle Aspekte mit
dem Fokus auf Überzeugungen der Aktuere sowie ihre (diskursive) Inter‐
aktion. Sie betont dabei einerseits, dass es sich bei dem Feld um relativ
langlebige Entitäten handelt, hebt jedoch andererseits deren Kontingenz
und Konstruktion hervor.

Ein besonderer Schwerpunkt des Konzeptes liegt auf der Genese von
Politikfeldern. Bei dieser handelt es sich um einen Prozess, der zunächst
relativ wenig Beachtung seitens der Politikwissenschaft gefunden hat
(Haunss/Hofmann 2015), was möglicherweise mit dem seltenen Auftreten
des Prozesses zu erklären ist. Ebenso ist das Auftreten neuer Politikfelder
wie jenem der Integrationspolitik, der Umweltpolitik und der Netzpolitik
als einer der Faktoren zu betrachten, die in jüngerer Zeit für die verstärkte
Auseinandersetzung mit dem Prozess der Genese insbesondere in der
deutschen Politikwissenschaft geführt hat. Zu dem damit angesprochenen
wissenschaftlichen Diskurs soll mit dieser Arbeit ein Beitrag geleistet wer‐
den. Dabei wird zwar für einen neuen Ansatz plädiert, dieser lässt sich
aber als Fortsetzung wesentlicher Entwicklungen des wissenschaftlichen
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Diskurses betrachten. Als solche Entwicklungen werden hier mindestens
drei Tendenzen betrachtet:

Erstens wird das Politikfeld im wissenschaftlichen Diskurs zunehmend
nicht nur als Summe seiner Bestandteile konzeptualisiert, sondern es wird
auch thematisiert, was das Politikfeld als Entität ausmacht. Zweitens wird
zunehmend von einer rein statischen Betrachtungsweise hin zu einem
Blick auf die Dynamik von Politikfeldern gewechselt. Drittens wird die
Funktion von Politikfeldern thematisiert, wobei zunehmend die in der Po‐
litikfeldanalyse verbreitete Konzeptualisierung von Politik als Lösung von
Problemen kritisch hinterfragt wird.

Diese drei Tendenzen werden mit der vorliegenden Arbeit aufgegriffen.
So wird erstens mit Rückgriff auf die Feldtheorien von Bourdieu (1996)
sowie Fligstein und McAdam (2012) die Frage nach den emergenten Ei‐
genschaften der Entität Politikfeld beantwortet. Zweitens wird die Dyna‐
mik von Politikfeldern mit Hilfe der institutionalistischen Ansätze von
Giddens (1984) bzw. Hay (2008) konzeptualisiert. Schließlich wird drit‐
tens auf die Funktion des Feldes eingegangen, wobei dem klassischen Po‐
litikverständnis der Politikfeldanalyse eine Alternative auf Grundlage des
Dezisionismus von Mouffe (2005) gegenübergestellt wird.

Es werden also mit der Arbeit Wege beschritten, die zuvor bereits durch
andere Autoren eingeschlagen wurden. Deren Ansätze, die für diese Ar‐
beit weniger als Grundlage jedoch als Wegweiser dienten, gilt es hier zu
erwähnen.

Als ein früher Beitrag ist beispielsweise Marian Döhlers und Philip Ma‐
nows Untersuchung zur Gesundheitspolitik zu nennen (Döhler/Manow
1997). Diese Arbeit lässt sich mit den Arbeiten von Mai (2005) und Tram‐
pusch (2009) in die Gruppe empirischer Arbeiten zum Thema Politikfeld‐
genese einordnen. Es werden mit diesen erstmals in großem Umfang em‐
pirische Daten zur Entstehung und Dynamik konkreter Felder veröffent‐
licht. Wie es für empirische Arbeiten zwangsläufig der Fall sein muss, ist
die Entwicklung des theoretischen Konzeptes dabei jedoch nicht der
Schwerpunkt.

Intensivere Bemühungen das Konzept weiter zu entwickeln, wurden
erst in der jüngeren Vergangenheit unternommen. Massey und Huitema
(2012) etwa beschäftigen sich mit der Genese von „policy fields“. Sie ge‐
hen dabei jedoch weniger dem Prozess der Genese ein als auf die Merk‐
male etablierter Felder.

Ähnlich ist dies bei Noweski (2011). Auch hier werden in erster Linie
Merkmale eines etablierten Feldes genannt. „Erste Perspektiven“ für eine
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